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An die  Absender 
Verwaltungsgemeinschaft Dormitz    
Bauamt Name   
Sebalder Str. 12 Straße   
91077 Dormitz PLZ Ort   
 Datum   
 

Einwendung zum Planfeststellungsverfahren für die Verlegung der Staatsstraße 2240 „Erlangen-
Eschenau“ bei Dormitz von Bau-km 0-345 bis Bau-km 2+040 im Gebiet der Gemeinden Dormitz 
(Landkreis Forchheim) und Uttenreuth (Landkreis Erlangen-Höchstadt) 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
hiermit erhebe ich folgende Einwendungen zur oben genannten Planung. 
1. Fehlende Abstimmung: 

Zur Hauptverkehrszeit wird sich weiterhin der Stau vor Weiher bilden. Die Verlegung wird somit nicht 
zur Verbesserung der allgemeinen Verkehrssituation beitragen. Eine veraltete Planung wird fortge-
führt. 

2. Die Chancen auf  die energiesparende Stadt-Umland-Bahn wird geschmälert: 
a) Die Verlegung verschlingt 8,2 Mio € (ohne Grunderwerb). Diese Finanzmittel stehen für ein zu-

kunftsträchtiges Verkehrsmittel wie die Stadt-Umland-Bahn nicht mehr zur Verfügung.  
b) Die Gleisführung der Stadt-Umland-Bahn wird durch die Gestaltung der Kreisverkehre extrem 

behindert und widerspricht dem Dormitzer Gemeinderatsbeschluss zur Freihaltungsverpflichtung 
der Trasse für die Stadt-Umland-Bahn. 

c) Die Grundsatzentscheidung der Stadt Erlangen vom 27.09.2012 verhindert nicht eine Weiterfüh-
rung des Ostasts bis Eschenau. Unter einer bestimmten Ausrichtung ist dies weiterhin möglich. 
Die östlich gelegenen Gemeinden haben bereits Interesse an einer entsprechenden Studie sig-
nalisiert. 

3. Mangelnde verkehrliche Notwendigkeit: 
a) Nur weil seit 1967 eine Umfahrung im Flächennutzungsplan steht, kann dies fast 50 Jahre spä-

ter nicht als Grund für den Bau einer Verlegung angeführt werden. Völlig unberücksichtigt blei-
ben die Faktoren des Flächenfraßes, die Umwelt- und des Klimabelastung, das Artensterben 
usw., aber auch technische Neuerungen wie Lärmminderung in der Ortsdurchfahrt durch mo-
derne Dämm-Asphalte oder mehr Sicherheit durch Verkehrsberuhigungsmaßnahmen; Fahr-
bahnverengung einhergehend mit Tempolimit auf 40 km/h – Beispiele für Landstraßen gleicher 
Belastung durch Ortschaften in Deutschland sind vorhanden. Trotz Verlegung wird der Verkehr 
in der Hauptstraße verbleiben durch Aufsuchen von örtlichen Geschäften und ansässigen Con-
tainerbetrieben. Das Unfallrisiko wird zwar vermindert, jedoch nicht beseitigt. 

b) Die Trassenführung sieht Tempo 100 vor. Für große LKW auf Landstraßen ist aber 60 km/h vor-
geschrieben. Dies bedeutet minimaler Zeitgewinn. Hiermit kann weder ein zeitlicher noch ein 
wirtschaftlicher Gewinn abgeleitet werde. Eine exakte Zeit-Gegenüberstellung Variante 1 / 5 fehlt. 

4. Mangelnde Ausarbeitungstiefe im Vergleich der Varianten 1 und 5 unter Berücksichtigung der Ver-
kehrsberuhigung der Ortsdurchfahrt -> folglich mangelnde Glaubwürdigkeit für die Notwendigkeit des 
Baus einer zusätzlichen Straße:  
a) Die Verlegungs-Varianten sind mit enormem Aufwand ausgearbeitet und beschrieben, insbe-

sondere die Variante 5 (mehrere hundert Seiten). Die Variante 1 jedoch ist zu Beginn lediglich 
mit einer halben Seite erwähnt.  

b) Die gewählte Ausarbeitungstiefe bei Variante 1 lässt vermuten, dass diese Variante lediglich 
ausgesondert werden soll. Nicht einmal im Ansatz ist zu erkennen, wie mit heute bekannten kos-
tengünstigen Mitteln bessere Verhältnisse, d.h. z.B. mehr Sicherheit und weniger Lärm, erzielt 
werden könnten. 

5. Übermäßig hoher Aufwand an technischen Mitteln zur Realisierung der Variante 5; Verhältnismäßig-
keit des kommerziellen Einsatzes gegenüber den erreichten Verbesserungen nicht gegeben; daher 
Bau nicht zu rechtfertigen: 
a) Die Verlegungs-Varianten mit Kreisverkehr erzwingen nachteilige Langsamfahrstellen. Im Fall 

des Südkreisverkehrs bei Weiher ist kein abgemilderter Schräganstieg auf den Rosenbacher 
Berg vorgesehen, so dass das Bauwerk ca. 3,30 m hoch zu liegen kommt. Zum Berg hin 
schließt sich ansteigenden auf ca. 4 m Höhe ein Damm an. In der Folge wird nicht nur die Ebene 
zwischen den Ortschaften abgeriegelt, sondern auch die Lärmausbreitung begünstigt. 
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b) Mit dem ca. 5 Meter tiefen Einschnitt auf der Kuppe des Rosenbacher Bergs werden Grundwas-
serveränderungen, die sich oftmals erst nach Jahren einstellen, billigend in Kauf genommen. 

c) Mit einem unmittelbar östlich des Eichen-Hohlwegs (in Verlängerung der Rosenbacher Straße) 
parallel auf ca. 4 m Höhe ansteigenden Querungs-Damm zum Überfahren der Verlegungsstraße 
werden Einwirkungen auf die bislang frei stehend zugänglichen Eichen in Kauf genommen. 

d) Der zum Nordkreisverkehr hinabführende Damm, mit ca. 3,70 m Höhe im Bereich der bis auf ei-
nen Rad-Fußweg verschlossenen Erleinhofer Straße, bedeutet eine gravierende Verschlechte-
rung der Lärm-Immissionen ohne Lärmschutzwall.  

6. Freier und fußläufiger Zugang zu Naherholungsgebieten zerstört: 
Die Planung sieht eine Trassenführung für hohe Geschwindigkeiten vor, so dass ein ungehinderter 
Zugang zur freien Landschaft mit Ausnahme des Wegs nach Rosenbach nicht mehr gegeben ist.  

7. Beeinträchtigung der Energiespar- und Klimagasvermeidungs-Ziele:  
Im Vergleich zur bisherigen Ortsdurchfahrt führt die Verlegung über einen Berg. In der Folge ist dau-
erhaft ein nicht zu vernachlässigender Energiemehraufwand erforderlich, insbesondere bei schweren 
LKW, in Summe aber auch durch PKW anhand deren Stückzahl. Dies widerspricht den Zielen, Ener-
gie einzusparen und Treibhausgase zu verringern, was offenbar vom Straßenbau ignoriert wird. 

8. Weiterer Flächenfraß: 
a) Das Ziel einer Stärkung der Regionalversorgung wird konterkariert. Hierfür werden etliche ver-

fügbare, noch vorhandene landwirtschaftliche Flächen benötigt. Der neue Flächenbedarf beträgt 
15,18 ha, davon für den Straßenkörper (Fahrbahn, Nebenflächen, Regenrückhaltebecken etc. 
ohne Kompensation) 8,80 ha. 

b) Darüber hinaus werden gemäß Gesetzeslage nochmals 6,38 ha Kompensationsfläche benötigt, 
wodurch, soweit nicht anderweitig verfügbar, nochmals landwirtschaftliche (oder forstwirtschaftli-
che) Flächen gemindert werden. 

c) Die Beschränkung auf nur einen Zugang zu den Landwirtschaftsflächen erzwingt Umwege und 
bedeutet in Folge höheren Energieverbrauch, höhere Kosten und drückt die Wirtschaftlichkeit. 
Überdies wird die Rosenbacher Straße (teilweise ohne Gehweg) quasi als Einbahnstraße mit 
landwirtschaftlichen Fahrzeugen überproportional belastet. 

Darüber hinaus gehende persönliche Betroffenheit   
(Raum für persönliche, auch handschriftliche Ergänzungen) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zusammenfassend sehe ich in der Planung bedeutende Mängel. Solange die aufgeführten Einwendun-
gen nicht zweifelsfrei widerlegt oder entsprechende Alternativen aufgezeigt sind, fordere ich den soforti-
gen Stopp des Planfeststellungsverfahrens, insbesondere auch unter dem Gesichtspunkt der Kostenmi-
nimierung. 

                                                             Mit freundlichen Grüßen 
 
 , den   

Ort  Datum Unterschrift 
 


